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Beschlussvorlage 
 
Sachgebiet 32.1 
Aktenzeichen:  
Vorlage Nr.: BV/0019/2012 
 
Vorlage für die Sitzung   
Ausschuss für Stadtentwicklung: Umwelt, Planung 
und Verkehr  

11.09.2012  öffentlich  

Rat  24.09.2012  öffentlich  
 
Beratungsgegenstand: Änderung der Straßenreinigungs- und Gebührensatzung der 

Stadt Rheinbach 

Anmerkungen zu Belangen von Seniorinnen und Senioren und Menschen mit Behinderungen:
 
 
Haushaltsmäßige Auswirkungen/Hinweis zur vorläufigen Haushaltsführung: 
keine 
 
 
1. Beschlussvorschlag: 
Die Änderungssatzung wird in der vorliegenden Form beschlossen. 
 
 
2. Sachverhalt/Rechtliche Würdigung: 

Am 30.09.10 trat die neue Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Rheinbach in Kraft.  
 
Aufgrund von Überprüfungen und neuaufgenommenen Straßen sind sowohl kleinere 
Änderungen in der Straßenreinigung als auch im Winterdienst für die nachfolgend 
aufgeführten Straßen notwendig geworden: 
 

Straßenbezeichnung Reinigungsverpflichtung 
Verpflichteter 
A   = Anlieger 
ST = Stadt 

Euskirchener Weg  
(ab Schumannstr.) 

Reinigung Fahrbahn ST 

Euskirchener Weg      
(zw. Aachener Straße u. 
Roidestraße) 

Winterdienst ST 

Heerstraßenbenden Reinigung Fahrbahn und Winterdienst ST 
Industriestraße Reinigung Fahrbahn und Winterdienst ST 
Marie-Curie-Straße Reinigung Fahrbahn und Winterdienst ST 
Barkingstraße  Reinigung Fahrbahn und Winterdienst ST 
Brückenacker  
(nach Übernahme) 

Winterdienst ST 

Wadenheimweg  
(nach Übernahme) 

Winterdienst ST 
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Des weiteren wird § 2 wie folgt geändert: 
 

Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grundstückseigentümer 

(3) Die Reinigung der Geh- und Wohnwege (hierzu zählen u.a. Fuß- und Stichwege, 
Garagenzufahrten, Anliegerstraßen, Sackgassen...) – einschließlich 
Winterwartung - wird den Eigentümern der an sie grenzenden und durch sie 
erschlossenen Grundstücke auferlegt.  

 
Die Änderung ist notwendig, weil die bisherige Formulierung in der Satzung auf Grund 
geänderter Rechtsprechung nicht mehr hinreichend bestimmt genug war. Die neue 
Formulierung ist mit dem Städte- und Gemeindebund NRW abgestimmt. 


